




Infostand Mitte Januar am Fuldaer Universitätsplatz: Die „Lies!“-Aktionen 
dienen den Salafisten laut Verfassungsschutz als Türöffner, um junge Leute 
zu radikalisieren.

Es ist auch ein Platz der Begegnung, eine Art 
Jugendzentrum, selbst Playstation wird dort 
öfters gespielt. Um etwas über diese für viele so 
fremde Religion zu erfahren, muss keiner nach 
Mekka reisen. Es reicht, eine Moschee in der 
Nähe zu besuchen, um seine ganz persönlichen 
Erfahrungen mit dem Islam zu machen.

In Fulda gibt es sechs muslimische Gemeinden: 
Oben genannte Sunnah-Moschee in der Buttlar-
straße, die Fatih-Moschee in der Dr.-Dietz-Stra-
ße, Imam-i Azam Camii (Ohmstraße) sowie die 
al-Andalus-Moschee, die sich in der Von-Schil-
deck-Straße befindet. Neben der Alevitischen 
Gemeinde (Christian-Wirth-Straße) ist dann 
noch die Ahmadiyya-Gemeinde in Fulda ver-
treten. „Die Muslime der Fatih-Gemeinde sowie 
der Imam-i Azam Camii in Fulda sind eng ange-
schlossen an die Türkei. Beide sind sunniti-
sche Muslime und gelten als sehr gemäßigt“, 
erklärt Martina Möller-Öncü von der Fachstelle 
für Integration in Fulda. Die Camii-Gemeinde 
ist im Dachverband der DITIB (Türkisch-Islami-
sche Union der Anstalt für Religion) organi-
siert, dem knapp 800 Moscheen deutschland-
weit angehören. Die Fatih-Gemeinde ist mit 
circa 300 anderen Moscheen im Dachverband 
der Islamischen Kulturzentren (VIKZ) organi-

Begründer des Islam:

Mohammed, um 570 in Mek-

ka geboren, gilt den Muslimen 

als letzter Gottesgesandter, als 

„Siegel des Propheten“, dem 

das Wort Gottes offenbart wur-

de. Er verlor Mutter und Groß-

vater, floh vor seinen Gegnern 

nach Medina, machte sich als 

politischer Führer und sogar 

als militärischer Feldherr einen 

Namen. Mohammed starb 632.

siert. Beide Verbände stehen nicht in Verruf, 
radikal zu sein. Gleiches gilt für die Aleviten: 
„Sie sind sicher die liberalste muslimische 
Gemeinde in Fulda“, so Müller-Öncü. Sie sind 
Mitglied im Bundesverband der Aleviten und 
die einzige Gemeinde in Fulda, die schiiti-
scher Glaubensrichtung ist. Die Mitglieder sind 
marokkanischer Herkunft. Die al-Andalus-
Gemeinde ist aus Nordafrika und wieder sunni-
tisch geprägt. Sie gehört keinem Dachverband 
an. „Dort gehen Familien in Gänze hin“, sagt 
Möller-Öncü. „Es herrscht eine sehr angenehme 
Atmosphäre dort.“ 

Laut der Integrationsbeauftragten aus Fulda 
also keinesfalls alles Radikale. Ganz im Gegen-
teil. Leider ist es für viele dennoch eine einfa-
che Gleichung: Islam gleich Islamismus gleich 
Gewalt gleich Terroranschläge. Das stimmt 
so pauschal natürlich nicht, dennoch veran-
kert es sich mit jeder Nachricht über Geisel-
nahmen, mit jedem Terrorvideo auf Youtube 
immer tiefer in unseren Köpfen: Der Islam ist 
eine gewalttätige und gewaltbereite Religion. 
Deshalb steigt die Angst vor ihm, die Angst 
vor Kopftüchern, vor Männern mit ungescho-
renen Bärten, vor Minaretten und Moscheen. 
Laut dem Religionsmonitor der Bertelsmann-

	
38

	
 z

u
ku

n
ft

	



Stiftung fürchten sich aktuell 57 Prozent der 
Deutschen vor dem Islam, obwohl sie sich ins-
gesamt als tolerant und weltoffen bezeichnen 
würden. Eines der Probleme ist, dass sich viele 
nicht die Mühe machen, zwischen Islam und 
seiner radikalen Interpretation, dem Islamis-
mus, zu unterscheiden. Safeer Nasir, Imam für 
die muslimischen Ahmadiyya-Gemeinden in 
Nord- und Osthessen, verurteilt den Radikalis-
mus der Salafisten aufs Schärfste, fühlt seine 
Religion dadurch in ein falsches Licht gerückt. 
„Für mich sind diese Leute keine Gläubigen. 
Sie missbrauchen die Religion. Der Koran sagt: 
‚Bringst du einen Menschen um, tötest du die 
gesamte Menschheit.‘“ Die Ahmadiyya sind 
die wohl bekannteste muslimische Glaubens-
gemeinschaft und als einzige den christlichen 
Kirchen gleichgestellt; sie ist seit Frühjahr 
2013 eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. Ahmadiyya gelten als sehr gemäßigt, 
und auch Möller-Öncü sieht keinen Grund zur 
Besorgnis. „Die Ahmadiyya sind nicht radi-
kal.“ Anderer Meinung ist da der Fuldaer Lutz 
Vietor, Sicherheitsexperte und CDU-Mitglied, 
der die Demokratie von der Glaubensgemein-
schaft bedroht sieht. In einem persönlichen 
Statement, das er move36 zur Verfügung 
gestellt hat, steht: „Ich persönlich fühle mich 
von zwei Dingen bedroht. Erstens dem präsen-
ten, radikalen Islam, auch mit Gewalt. Und 
zweitens dem Anspruch sowie letztlichen Ziel 
(aller Muslime) eines reinen islamischen Got-
tesstaats, der sich weltlich mit der Privatsphä-
re des Einzelnen nicht mehr trennt.“ Für Vietor 
zählt dazu auch die Ahmadiyya-Gemeinde, die 
somit durchaus eine Gefahr für unsere Werte 
und die Demokratie im Allgemeinen seien. Und 
tatsächlich wird die Ahmadiyya, die es erst seit 
1889 gibt, kontrovers betrachtet: Von vielen 
Muslimen werden die Anhänger wegen ihrer 
abweichenden Lehrmeinung (sie sehen Mirza 
Ghulam Ahmad als Propheten an, während 
andere muslimische Glaubensgemeinschaf-
ten ihn lediglich als Gelehrten bezeichnen) als 
nicht-islamisch abgelehnt und in einigen Län-
dern sogar religiös verfolgt. Vietor glaubt, das 
lediglich die Mittel und Wege der unterschiedli-
chen Glaubensgemeinschaften verschieden sei-
en. Das Ziel jedoch sei bei allen dasselbe: die 
Etablierung eines Gottesstaates, ob mit radika-
len Mitteln oder nicht.

Die radikalsten Mittel scheinen dabei die Sala-
fisten zu verfolgen, die für den Terror in Syrien 
und Irak verantwortlich zeichnen, das Attentat 
auf die „Charlie Hebdo“-Redakteure verübten 

und gegen die es jüngst auch in Deutschland 
mehrere Razzien (Berlin, Wolfsburg, Speyer) 
gab. Der Verfassungsschutz jedenfalls hält 
sie für gefährlich und geht von aktuell knapp 
1500 allein in Hessen aus, 7000 sollen es in 
ganz Deutschland sein. Für Fulda oder den 
Main-Kinzig-Kreis gibt es keine aufgeschlüs-
selten Zahlen. Die Anzahl der Salafisten steigt 
schnell, sagte unlängst der hessische Innen-
minister Peter Beuth (CDU) bei einer Infover-
anstaltung auf dem Kreisparteitag der Fuldaer 
Christdemokraten in Burghaun. In einem 
Papier des hessischen Verfassungsschutzes 
heißt es sinngemäß: Salafisten nehmen den 
Koran wortwörtlich, ohne ihn zu interpretie-
ren, und wollen ein islamistisches Gemeinwe-
sen etablieren, das auf der Scharia – dem isla-
mischen Recht – basiert; sie wollen also einen 

islamischen Staat. Dieser Ordnung sollen sich 
dann alle, egal ob Muslim oder nicht, unter-
werfen. Die Mitglieder der Sunnah-Gemeinde 
in Fulda sind Salafisten. Hinter vorgehaltener 
Hand wird ihnen immer wieder nachgesagt, sie 
seien radikal und extremistisch. 

Haben wir also auch in Fulda bald radikali-
sierte Salafisten sitzen, die Schlimmes im Sinn 
haben? Ein offensichtliches Problem mit radi-
kalem Islamismus gebe es – zumindest laut 
seinen Erfahrungen – in Fulda nicht, berich-
tet Dr. Larbi Tajani, Lehrer und gleichzeitig 
Integrationsbeauftragter der Richard-Müller-
Schule. Und auch Müller-Öncü sagt: „Das sind 
Vermutungen, die ich nicht bestätigen kann.“ 
Ihr seien ebenfalls keine radikalen Tenden-
zen bekannt. „Die Fuldaer Sunnah-Gemeinde 
hat auch einen Internetauftritt, da steht alles“, 
ergänz Müller-Öncü. Dort findet sich natürlich 
nichts von Terrorismus oder Heiligem Krieg. 
Vielmehr klärt dort ein Video über Salafismus 
auf: Die Aussagen der Politik oder des Verfas-
sungsschutzes, der Salafismus sei eine große 
Gefahr für die deutsche Sicherheit, seien frei 
erfunden, um die Salafisten an der Ausübung 
ihres Glaubens zu hindern, heißt es darin. „Es 
gibt einen gezielten Plan gegen die Muslime, 
die ihre Religion ernst nehmen“, sagt Hassan 
Dabbagh, ein salafistischer Imam. Die Sunnah 
sind keinem muslimischen Dachverband unter-
geordnet.

„Wir können das gar 
nicht verbieten“

Die fünf Säulen des Islam:

1. Schaha
_
da 

(Glaubensbekenntnis): 

Damit bekennen sich die Musli-

me zum Islam. „Es gibt keinen 

Gott außer Gott (Allah), und 

Mohammed ist sein Gesandter.“

2. Salat (Gebet): 

Das rituelle Gebet gilt als eines 

der wichtigsten Gebote im 

Islam. Der Muslim betet fünf-

mal täglich Richtung Mekka.

 3. Zakat (Armengabe):

Der Muslim ist verpflichtet, 

einen Teil seines Besitzes an 

Arme und Bedürftige abzuge-

ben, die allerdings ebenfalls 

Muslime sein müssen.

4. Saum (Ramadan): 

Das Fasten. Zwischen Son-

nenauf- und -untergang darf 

der Muslim einen Monat lang 

nichts essen und muss sexuell 

enthaltsam sein. Der Fasten-

monat richtet sich nach dem 

Mondkalender und verschiebt 

sich daher jährlich.

5. Haddsch (Pilgerfahrt): 

Jeder Muslim sollte, sofern es 

seine finanziellen und gesund-

heitlichen Möglichkeiten zulas-

sen, einmal im Leben nach Mek-

ka in Saudi-Arabien gepilgert 

sein. 

Scharia: 

Scharia ist das islamische 

Recht, das religiöse Gesetz der 

Muslime. Da sie aber keine rei-

ne Gesetzessammlung ist, son-

dern sich am Koran orientiert, 

gibt es immer wieder Meinungs-

verschiedenheiten darüber, 

welche Gebote sie umfasst. Sal-

fisten interpretieren sie äußerst 

extrem und fordern Steinigung 

für Ehebruch, Handabhacken 

bei Diebstahl, usw.
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Foto: Boris Roessler/dpa

Laut Verfassungsschutz organisieren Salafisten 
zum Beispiel die muslimische „Lies!“-Kampag-
ne und stehen an Bahnhöfen und in Innenstäd-
ten, betreiben dort „Infostände“ und verteilen 
Exemplare des Koran. Laut dem Bericht des 
Verfassungsschutzes nutzen die Prediger diese 
Zusammenkünfte, um Muslime zu radikalisie-
ren, aber auch generell junge Menschen für den 
Salafismus zu begeistern. „Die ,Lies!‘-Aktionen 
stellen demzufolge eine Art Türöffner zur sala-
fistischen Szene dar“, heißt es in dem Bericht 
wörtlich. Auch in Fulda gibt es diese Stände. 
Oft sieht man die Koran-Verteiler am Bahnhof 
oder auf dem Universitätsplatz stehen. 

Die Stadt sei diesbezüglich wachsam, sagt 
Michael Schwab, Pressesprecher der Stadt Ful-
da. Sollte eine Gruppierung in Verruf stehen, 
gefährlich zu sein, wird das der Polizei gemel-
det. Und genau das tat die Stadt bei den „Lies!“-
Aktionen, die 2014 insgesamt achtmal in Fulda 
stattfanden. Die Polizei jedoch fand keinen 
Grund für ein Verbot: „Das bloße Verteilen 
von religiösen Büchern stellt keinen Straftat-
bestand dar und ist vom Recht auf Meinungs- 
und Religionsfreiheit geschützt“, so Max Weiß 
vom LKA Wiesbaden. Natürlich ist es auch der 
Polizei bekannt, dass diese Aktionen für den 
Erstkontakt genutzt werden (können); es sei 
aber definitiv nicht in jedem Fall so und daher 
ein Verbot kaum möglich. Auch Schwab gibt 

Dschihad: 

Der Begriff bedeutet übersetzt 

„Anstrengung, Kampf, Bemü-

hung“ auf dem Weg Gottes. 

Damit ist ausdrücklich auch die 

militärische Auseinanderset-

zung gemeint. Ob der Dschihad 

aber nur zur Verteidung oder 

auch zur Verbreitung des Islam 

gerechtfertigt ist, wird oft disku-

tiert. Heutzutage deuten Gelehr-

te den Dschihad aber auch als 

„Kampf gegen das eigene Ego“ 

auf dem Weg Gottes.

Sunniten und Schiiten: 

Zwei Formen des Islam, die sich 

circa im 9. Jahrhundert zu spal-

ten begannen. Die Sunniten 

sind mit 90% deutlich in der 

Überzahl, auch IS, Al Qaida und 

die Salafisten zählen zu ihnen. 

Zwischen den beiden Glaubens-

richtungen gibt es immer wie-

der Konflikte; die Spaltung ist 

auf die legitime Nachfolge des 

Gründers Mohammeds zurück-

zuführen.

Islamismus:

Eine radikale Interpretation 

des Islam, der einen Gottes-

staat fordert, den Islam als 

Lebens- und Staatsordnung 

aufbauen will und gegen die 

Demokratie ist. Gruppierungen 

sind zum Beispiel Islamischer 

Staat (IS) oder Al Qaida.

Salafismus:

Eine ultrakonservative Strö-

mung des sunnitischen Islams, 

wie seine Endung schon andeu-

tet ebenfalls radikal. Salafis-

ten nehmen den Koran wörtlich 

und fordern die Einhaltung der 

Scharia als höchstes Gesetz 

sowie eine Zusammenlegung 

von Staat und Religion. Einer 

der bekanntesten deutschen 

Prediger ist der Konvertit Pierre 

Vogel.

zu bedenken: „Wenn jemand einen Infostand 
betreiben und den Koran verteilen möchte, 
ist das genauso legitim, wie wenn jemand die 
Bibel verteilen will. Wir können das gar nicht 
verbieten.“ Tajani gibt aber zu bedenken: „Das 
Problem ist, dass radikale Muslime die Welt 
nur in Gut und Böse, in Gläubige und Ungläu-
bige, Freundschaft und Feindschaft einteilen.“ 
Deshalb müsse man das „im Auge behalten“, 
sagt Tajani. Auch in Fulda.

Als großes Problem entpuppt sich bei der 
Eindämmung außerdem die nahezu perfekte 
Organisation der Vereinigung. Ebenso ist die 
„Öffentlichkeitsarbeit“ hoch professionell auf-
gezogen; egal ob Twitter, Facebook, Instagram 
oder Youtube: Auf allen Wegen und in allen 
Sprachen werben die Extremisten zielgruppen-
spezifisch um Mitstreiter. Wird ein Account 
geschlossen, eröffnen die Radikalen einfach 
einen neuen. Indem sie ihren Botschaften gera-
de angesagte Hashtags anhängen (im Sommer 
war das zum Beispiel #WM2014), erreichen sie 
ein Millionenpublikum. Die Masche ist meist 
folgende: Einen Koran verschenken und dabei 
ersten Kontakt herstellen, die jungen Leute auf 
einen privaten „Gebetsabend“ einladen, sie 
an die Gemeinde binden und nach und nach 
radikalisieren. Und wenn die für den Extre-
mismus Anfälligen – laut einer Analyse des 
Verfassungsschutzes sind dies meist ungebil-
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dete, junge Männer, die in drei von vier 
Fällen ohne Schulabschluss und damit 
oft ohne Perspektive dastehen – dann 
abends heimkommen und zum Beispiel 
Twitter durchforsten, sind da wieder 
die Salafisten, selbst wenn man nur 
nach der WM schaut. 

„Hier in Deutschland haben diese 
radikalen Muslime nichts zu sagen, in 
den Kampfgebieten sind sie Herr über 
Leben und Tod. Das wirkt natürlich ver-
lockend“, sagt Sicherheitsexperte Vie-
tor. Er zeichnet ein düsteres Bild: Die 
Angst vor Anschlägen in Deutschland, 
auch in der Region, sei begründet, sagt 
er. „Es ist nur eine Frage der Zeit, bis 
auch in Deutschland Terroranschläge 
verübt werden“, glaubt der Sicherheits-
experte. Auch im Raum Fulda gebe es 
mögliche Anschlagsziele: einen der 
verschiedenen Bahnhöfe der Region 
beispielsweise. Diese seien Teil der 
Nord-Süd-Verbindung der Bahn, somit 
würde ein Angriff Konsequenzen für 
ganz Deutschland haben. „Es ist des-
wegen wichtig, stets wachsam zu sein.“ 
Gerade im eigenen Freundeskreis solle 
man auf mögliche Tendenzen zu einer 
Radikalisierung achten. Am besten sei 
dies an völlig veränderten Wertvorstel-
lungen zu erkennen, auch das Ausse-
hen oder ein komplett neuer Freundes-
kreis könnten Indizien dafür sein.

„Wir beobachten die Reisebewegungen, 
es werden auch Pässe von vermutlichen 
Extremisten eingezogen“, erklärt Udo Büh-
ler von der Pressestelle des LKA Wiesba-
den. Das war es dann aber auch schon. 
Viel mehr könne man rechtlich gar nicht 
machen. Deshalb forderte Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière (CDU) jüngst, 
dass nicht nur Reisepass, sondern auch 
der Personalausweis eingezogen werden 
können solle. Bundesjustizminister Heiko 
Maas (SPD) will die Finanzierung und das 
Ausreisen zur Unterstützung von Terroris-
mus stärker unter Strafe stellen. Auch wer-
den Rufe laut, die Vorratsdatenspeicherung 
wiedereinzuführen, was allerdings dem 
Grundgesetz widerspricht.

„Es gibt viel mehr Gemeinsamkeiten als 
Unterschiede in den Religionen“, sagt Mar-
tina Müller-Öncü. Wichtig sei, sich zusam-
menzusetzen und einen gemeinsamen 
Weg zu finden. „Für ein neues Fulda 2025 
oder 2030“, ist die Integrationsbeauftrag-
te überzeugt, gibt es gar keinen anderen 
Weg. Auch Larbi Tajani von der Richard-
Müller-Schule sieht das so: „Miteinander 
und nicht übereinander reden. Nur durch 
Dialog kann überhaupt erst ein Konsens 
entstehen, seien die Ansichten auch noch 
so verschieden.“ 

K. Nico Bensing
und Markus Kubiak

Bei einer deutlichen Abgrenzung von 
und beim Kampf gegen Extremisten 
sind alle gefragt. Auch die „echten“ 
Muslime, die sich nicht einfach darauf 
berufen können, dass der Islam eine 
friedliche Religion und das Problem 
damit nicht ihres sei. Das ist zu einfach. 
Sie müssen aktiv daran arbeiten, dass 
ihre Religion nicht mehr missbraucht 
wird von Hasspredigern, Attentätern 
und Kriegstreibern. Die „Gemäßigten“ 
müssen ein europäisches Konzept des 
Islam im 21. Jahrhundert erstellen, in 
dem sie sich ganz klar für die Gleichstel-
lung von Mann und Frau, für Meinungs- 
und Religionsfreiheit aussprechen. 
Genauso muss die Bundesrepublik ein 
neues Leitbild eines modernen Deutsch-
lands erstellen, eine Trennung zwi-
schen „uns Deutschen“ und „den Musli-
men“ aufheben, eine gemeinschaftliche 
Kultur definieren, die westliche Werte 
beinhaltet, ein Gemeinschaftsgefühl 
entstehen lässt, Nächstenliebe, Demo-
kratie, Offenheit, Entscheidungsfreiheit 
propagiert, aber weder der einen noch 
der anderen Seite ihren Glauben nimmt, 
sondern ihr den jeweils gebührenden 
Platz einräumt, den sie im Leben der 
Menschen nun mal einnimmt; egal 
ob Christ, Jude oder Muslim. Immer-
hin leben gut vier Millionen Muslime 
in Deutschland. Wir sind keine rein 
christliche Kultur mehr, in die sich „die 
anderen“ einzufügen haben. Wir sind 
eine Mischkultur geworden. Dazu gehört 
auch eine sinnvolle und menschenwür-
dige Flüchtlingspolitik. Dem sollte die 
Bundesregierung endlich ein Konzept 
entgegenstellen, das für gemeinsame 
Werte einsteht und radikalen Extremis-
mus – der ein gemeinsames Problem 
von uns allen ist – ausschließt. Dafür 
müssen alle an einem Strang ziehen: die 
evangelischen und katholischen Glau-
bensvertreter, der Zentralrat der Juden, 
der der Muslime und nicht zuletzt Regie-
rung und Opposition. Das wird natürlich 
nicht einfach. Das dauert natürlich län-
ger als ein paar Monate, vielleicht Jahre. 
Aber gibt es einen anderen Weg?

K. Nico Bensing

Ein neues 
Leitbild muss her
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